
 
  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

     
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Newsletter November 2023  
Ihr Abgeordneter für den Kreis Soest, Hans-Jürgen Thies 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde! 
 
Das Urteil des BVerfG vom 15.11.2023 zur Nichtigkeit des Nachtragshaus-
haltes 2021, den die Ampelfraktionen im Februar 2022 gegen die Stimmen 
der Union im Bundestag verabschiedet hatten, hat die Bundesregierung 
trotz aller Warnungen völlig unvorbereitet getroffen. Die Umwidmung von 
Coronaschulden in Geld für den Klima- und Transformationsfonds haben 
die Verfassungsrichter als klaren Verstoß gegen die im Grundgesetz veran-
kerte Schuldenbremse gebrandmarkt.  
 
Für die Ampelkoalition ist das Urteil ein haushaltspolitisches Desaster. An-
statt jetzt allerdings den fragwürdigen Schattenhaushalten ein Ende zu set-
zen und anstatt nunmehr über deutliche Reduzierungen bei den Staatsaus-
gaben nachzudenken, wird in der Ampel nur darüber diskutiert, wie man 
für die Jahre 2023 und 2024 erneut eine nationale Notlage zur Umgehung 
der Schuldenbremse argumentativ konstruieren kann.   
 
SPD und Grüne, die erwiesenermaßen nicht mit Geld umgehen können, 
fordern sogar eine Aufweichung oder Abschaffung der Schuldenbremse. 
Dazu sind wir als CDU/CSU-Bundestagsfraktion aber nicht bereit.  
 
Ich frage mich, wo bleibt eigentlich die politische Verantwortung? Wer als 
Bundeskanzler (und vormaliger Bundesfinanzminister) einen solch 
schwerwiegenden Verfassungsbruch zu verantworten hat, der hat jegliche 
politische Legitimation verloren.  
 
Olaf Scholz müsste deshalb gehen und zum Wohle Deutschlands den Weg 
für Neuwahlen freimachen! 
 
Wie die Union den Haushalt angehen würde, haben wir in einem Blitz-
Briefing für Sie zusammengestellt. Vielleicht haben Sie an diesem Winter-
wochenende Zeit und Muße, das einmal anzusehen. 
 

Ich wünsche Ihnen einen Frohen 1. Advent 
 

Ihr 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hans-Jürgen Thies                   

MdB                                                       

hans-juergen.thies 

@bundestag.de 

030 – 227 79 450 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
www.hans-juergen-thies.de 

        

An dieser Stelle empfehle ich jeden Monat ein Video aus 
dem Bundestag, heute kann es nur eines sein 

 
Gegenrede Friedrich Merz  

zur  

Regierungserklärung von Bundeskanzler Olaf Scholz 

28.22.2023 

 

https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
http://www.hans-juergen-thies.de/
http://www.facebook.com/HansJuergenThies
https://www.instagram.com/hans_juergen.thies/
https://www.bundestag.de/mediathek/plenarsitzungen?videoid=7604109#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NjA0MTA5&mod=mediathek


 
  

Die Themen im November 

    
 
 

 

 
 

 
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

       

Im Wahlkreis  

In Berlin   

• Fachgespräch zur EU-Taxonomie Landwirtschaft – 

neue Regeln für Agrarkredite? 

• Nutzhanf – eine Wunderpflanze des Klimawandels 

• Apothekenprotest in Dortmund 

• Master of Cheese in der Schweizer Botschaft  

• Treffen mit Agrardiplomaten aus den USA 

• Kreisschützen Arnsberg im Bundestag 

• Gelbes Band der Solidarität mit unseren Soldaten und 
Soldatinnen im Auslandseinsatz 

Im Wahlkreis 

• Modernes Biogasspeicherkraftwerk Lusebrink GmbH, 

Erwitte 

• AbL Bundesmitgliederversammlung auf Haus Düsse 

Grußwort: Luisa Neubauer 

• Ehrwürdiges Lukasmahl des Metzgerhandwerks Lip-

pstadt 

• Beim Wirtschaftsrat der CDU, Sektion Lippstadt-Soest 

• Besuch beim CDU-Stadtverband Erwitte/ Geseke 

 

  

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden Friedrich Merz  

• Kernbotschaften der Plenarwochen 

 

Initiativen der CDU/CSU Fraktion November 2023   
z.B. 

• Wirtschaftsstandort stärken – Bürokratie abbauen 

• Elementarschadenversicherung fit für die Zukunft ma-

chen 

• Verschiebebahnhof Arbeitsagentur verhindern 

 

 

Bürgersprechstunde im Dezember 2023 

Kommen Sie vorbei, ich freue mich auf Sie! 

 

Impressum     

 

 

 



 
  

Im Wahlkreis 
                                                                                                                                 

Biogasanlage Lusebrink in Erwitte 
Einblick in die Zukunft der Bioenergie 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Flexibilisierung von Biogasanlagen 

Gern nahm ich die Gelegenheit wahr, die Biogasanlage Lusebrink in Erwitte zu besuchen. 

Andreas Bals und „Flexperten“ der Energetik Ingenieursgesellschaft erläuterten mir, wie 

die Zukunft der Bioenergie aussehen kann. 

 

Die Anlage ist ein regeneratives Speicherkraftwerk, also eine Kombination aus Kraftwerk 

mit Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) und Energiespeicher. Damit ist diese Anlage geeignet 

für den sog. netzdienlichen Betrieb, denn sie kann sich flexibel nach Bedarf an die Erfor-

dernisse im Energiesystem anpassen und im Zusammenspiel mit PV- und Windkraft-An-

lagen die Versorgungssicherheit gewährleisten. 

 

Unsere Themen an diesem Nachmittag waren die Gesetzesvorhaben zur Kraftwerksstrate-

gie 2026 (KWS 2026), die THG-Quoten (Treibhausgasminderungsquoten) und die Novel-

lierung des EEG. Sie haben massiven Einfluss auf die Struktur der sicheren Energiever-

sorgung und die Nutzung der Bioenergie. Ziel der Branche ist es, dass Bioenergie stärker 

für Strom und regionale Wärme eingesetzt wird.  

 

Bioenergie – ungeliebtes Stiefkind der Grünen 

Bioenergie ist das ungeliebte Stiefkind der Grünen. Entsprechend hatte Bundesklimami-

nister Habeck in seinem Gesetzentwurf zur Wärmeplanung eine Deckelung der Biogas-

produktion vorgesehen, die man geradezu als Beendigung der Bioenergie in Deutschland 



 
  

ansehen musste. Dagegen hat die CDU/CSU-Bundestagfraktion heftig opponiert.  Im Er-

gebnis sind mit der Abstimmung im Bundestag am 17.11.2023 Wärmeplanungsgesetz und 

Änderung des Baugesetzbuchs erheblich nachgebessert, also abgemildert worden.  Im 

Wärmeplanungsgesetz wurde der von der Bundesregierung geplante Deckel für die An-

rechnung von Biomassewärme in Wärmenetzen deutlich entschärft: So sind jetzt alle 

heute bestehenden Bioenergieanlagen vom Biomassedeckel ausgenommen.  

zurück 

 

AbL-Bundesmitgliederversammlung auf Haus Düsse 
Digital dabei: Luisa Neubauer 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eingeladen hatte die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL). Sie hielt auf 

Haus Düsse ihre Bundesversammlung ab. Dazu waren als Delegierte Bauern und Bäuerin-

nen aus dem ganzen Bundesgebiet angereist. 

 

Statt „Alle gegen Einen“ waren die Positionen nicht mehr nur gegen mich 

Ich war eingeladen, um an dem Podiumsgespräch teilzunehmen, das sich mit aktuellen 

Themen wie der EU-Agrarreform, mit Bodenpolitik, Tierhaltung und Gentechnik befassen 

sollte.  

Dazu waren vom Bundesparteitag der Grünen digital zugeschaltet 

• Landwirtschaftsminister Wolfram Günther (Die Grünen) aus Sachsen 

• Cem Özdemirs parlamentarische Staatssekretärin Ophelia Nick (Die Grünen) 

Aus Brandenburg  

• Sylvia Lehmann MdB (SPD) 

Mit mir auf dem Podium 

• AbL Bundesvorsitzende Elisabeth Fresen, Biobäuerin aus Verden 

• AbL Bundesvorsitzender Martin Schulz, konventioneller NEULAND-Bauer aus 

dem Wendland 

 



 
  

Bei dieser Besetzung hätte es in der Diskussion in Vorampelzeiten klar Alle gegen einen 

gestanden, nämlich alle gegen mich, den CDU-Mann. Aber nach zwei Jahren Landwirt-

schaftspolitik mit Cem Özdemir und Umweltpolitik mit Steffi Lemke ist die Sache auch 

beim AbL nicht mehr ganz so klar. Viele Bäuerinnen und Bauern sind aktuell in einer an-

gespannten Lage. Bioprodukte haben zurzeit einen schweren Stand, insbesondere sind die 

Milchpreise nicht kostendeckend, es fehlt die Wertschätzung an der Ladentheke für Pro-

dukte aus biologischem Anbau. Viele sind enttäuscht, dass der grüne Bundeslandwirt-

schaftsminister nicht mehr zur Unterstützung der extensiven Weidetierhaltung auf ökolo-

gische wertvollen Dauergrünland unternimmt. 

 
Auch die Zunahme der Wolfspopulation sehen viele mit sehr gemischten Gefühlen. 
 
Streitthema Gentechnik 

Nach wie vor diametral unterschiedliche Ansichten hatten wir zur Gentechnik. Hier bin 

ich sehr offen für neue Züchtungen, die klima- und schädlingsresistenter sind. Entschei-

end ist die Kennzeichnungspflicht. Der Verbraucher muss erkennen können, ob ein Pro-

dukt gentechnisch veränderte (gv) Bestandteile enthält oder „ohne Gentechnik“ ist. 

 

Grußwort Luisa Neubauer 
Digital zugeschaltet war auch Luisa Neubauer, die in einem sehr emotionalen Vortrag ver-

suchte, die Delegierten gegen die „Klimaschutzverhinderer“, zu denen sie auch die CDU 

zählte, in Stellung zu bringen. 

 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
ca. 100 Delegierte und Interessierte waren zu dem Bundestreffen gekommen 

 

 

 

 



 
  

Ehrwürdiges Lukasmahl des Lippstädter Metzgeramtes 
Zu Gast im historischen Zunfthaus von 1661 

 
Foto: Jörg Rosenthal, Lippstadt 

 

 

Wer wäre hier nicht gern zu Gast? 

 

In diesem Jahr wurde mir die Ehre und Freude zuteil, zum Lukasmahl des Lippstädter 

Metzgeramtes gebeten zu sein. Das schöne Metzgeramtshaus im Herzen der Stadt kennt 

jeder Lippstädter. Weniger bekannt ist, dass es das einzige Zunfthaus in Deutschland ist, 

das heute noch den Rechtsnachfolgern der Meisterfamilien gehört, die diesem historischen 

Amt in Lippstadt angehörten. 1574 gründete sich das Metzgeramt (Zunft der Metzger) und 

begeht seither alljährlich das Lukasmahl, seit 1661 in diesem Haus. Dazu versammeln sich 

alle Mitglieder und die Richtleute (Vorsitzenden) im Großen Saal im Obergeschoss. Ich war 

somit Gast des 449. Mahls und es gab, wie es sich seit 1574 gehört, westfälisches 

Pfefferpothast. Die Preise für das Rindfleisch, das in den Pothast gehört, werden allerdings 

heute nicht mehr, so wie einst, von der Zunft festgesetzt. 

 

Mit einem Stimmungsbericht aus Berlin durfte ich zu den Tischgesprächen beitragen. 

Beinah wäre auch dieser Bericht historisch ausgefallen. Das Mahl fand aber eine Woche 

vor dem historischen Urteil des Bundesverfassungsgerichts über den Nachtragshaushalt 

statt. 

 

Mich hat dieser Abend im großen Saal, von dessen Fenstern die Wappenscheiben der 

Richtleute und Mitglieder des Metzgeramtes seit dem 17. Jahrhundert auf die Gäste herab-

blicken, sehr beeindruckt.  

 

 

 

 



 
  

Abend beim Wirtschaftsrat der CDU, Sektion Lippstadt/ 

Soest 
Vortrag und Mitgliederversammlung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

v.l.: Friedrich Siedler, Dr. Michael Schulte Strathaus, HJT, Andreas Wiepck, Bernd Lehmann 

 
„Wachstumsimpulse in Krisenzeiten“  
 
Unter diesem Motto stand der Abend beim Wirtschaftsrat Sektion Lippstadt/ Soest. Wir 

waren ein kleiner Kreis, den Sektionssprecher Bernd Lehmann in der CDU-Kreisgeschäfts-

stelle in Soest begrüßte. Umso intensiver und offener war das Gespräch, das sich an meinen 

Vortrag anschloss.  

 

Gerade der Wirtschaftsrat bietet die Möglichkeit, in einem wohlwollenden Rahmen den 

wichtigen Austausch zwischen Wirtschaft und Politik zu pflegen.  

 
Die Impulse sind ganz beiderseits und ich danke für den offenen, konstruktiven 

Austausch. 

zurück 

 



 
  

Besuch beim CDU-Stadtverband Erwitte 
Versprechen eingelöst aus Parlamentsfahrt nach Berlin 

 

 

 

 

 

 
Als im August der Stadtverband Erwitte eine Fahrt nach Berlin und in den Bundestag un-
ternahm, war die Enttäuschung unter den Teilnehmern groß, dass ich sie nicht im 
Reichstag begrüßen konnte. Der Termin lag mitten in der parlamentarischen Sommer-
pause und so war ich im Kreis Soest unterwegs, an jenem Montag zu einem Treffen mit 
Vertretern der DEHOGA-Westfalen in Möhnesee. Es ging um das dringende Anliegen der 
Gastronomen, die niedrige Mehrwertsteuer von 7 % auf Speisen und Getränke über den 
01.01.2014 hinaus beizubehalten. 
 
Ich hatte darum dem Stadtverband versprochen, nach Erwitte zu kommen, damit wir das 
Gespräch nachholen können. Dieses Versprechen habe ich nun gerne eingelöst 
 
Wir hatten uns den Abend Zeit genommen, um all die drängenden Themen der Innen- 
und Außenpolitik zu diskutieren, die uns alle zurzeit zu schaffen machen. 
 
Breiten Raum nahm die Diskussion über die Konsequenzen der Entscheidung des BVerfG 
ein, den Nachtragshaushalt 2021 der Ampel für verfassungswidrig und damit für von An-
fang an nichtig zu erklären. Ein erwartbares Urteil, auf das sich weder der Kanzler noch 
der Finanz-, noch der Wirtschaftsminister im mindesten vorbereitet hatten. Ergebnis war 
Ratlosigkeit in der Regierung und qualvolles Rätselraten bei Bevölkerung und Unterneh-
men. 
 
Lebhaft war auch die Diskussion um Lösungsansätze zur Steuerung und Begrenzung der 
Migration, Eingliederung in den Arbeitsmarkt, Sachleistung statt Geldleistung. Der Sach-
zusammenhang Bürgergeld, Mindestlohn und Lohnabstandsgebot führten zu einer Dis-
kussion über Gerechtigkeitslücken, die in der Bevölkerung immer stärker empfunden 
werden. Dazu Sorgen um den Industriestandort Deutschland. 
 
Es war ein Abend, wie er sein soll, mit vielen klugen Ansätzen, mit viel Engagement für 
das Land und mit dem gesunden Pragmatismus, der uns von der CDU auszeichnet. 
 
So ein Abend ist ein Geschenk für mich. Ich komme gern wieder! 

zurück 

 



 
  

In Berlin 

Fachgespräch EU-Taxonomie Landwirtschaft 
Was bedeutet die EU-Taxonomie für die heimische Landwirtschaft? 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Am runden Tisch: Fachgespräch mit Experten aus Landwirtschaft, Agrarhandel und Kreditwirtschaft 

 

 

Welche Regeln für Agrarkredite kommen auf uns zu, welche Kriterien legt der 

Bankensektor jetzt schon an? 

 

Nachhaltigkeit ist das große Thema im Finanzsektor, auch landwirtschaftliche Betriebe 

haben jetzt schon damit zu tun. Mein Kollege aus dem Finanzausschuss Dr. Hermann-

Josef Tebroke und ich hatten zu einem Fachgespräch der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

zu den Auswirkungen der EU-Taxonomie auf die Landwirtschaft eingeladen. 

 

EU-Taxonomie und nachhaltige Finanzwirtschaft (Sustainable Finance) 

EU-Taxonomie, das ist das Nachhaltigkeits-Regelwerk für die Kreditvergabe an 

Unternehmen. Die sogenannte Sustainable Finance (zu deutsch: nachhaltige 

Finanzwirtschaft oder nachhaltige Finanzierung) bezieht Umwelt-, soziale und 

Unternehmensführungsaspekte in die Entscheidung von Finanzakteuren mit ein. „ESG“ ist 

die entsprechende Abkürzung: Sie steht für „Environmental (Umwelt), Social (Soziales) 

und Governance (Unternehmensführung). 

 

Ziel ist, private Gelder in nachhaltigere Wirtschaftsaktivitäten zu lenken.  

 

Auch die Bundesregierung verfolgt mit ihrer Sustainable-Finance-Strategie für Deutsch-

land diese Finanzmarktpolitik. 

 

EU-Taxonomie für Landwirtschaft wird kommen - Kein Geld mehr für Haltungsstufe 2? 

Noch ist für die Landwirtschaft auf EU-Ebene nichts geregelt, aber es wird kommen. Genügt 

bisher ein belastbarer Businessplan, um beispielsweie den Stallumbau oder einen 



 
  

Maschinenkauf zu finanzieren, entwickeln die Agrarbanken aktuell zusätzliche Leitfäden 

entlang des oben genannten ESG-Regelwerkes, um die Nachhaltigkeit landwirtschaftlicher 

Betriebe zu bewerten. Das könnte dazu führen, dass in Zukunft Investitionen von den 

Banken zu günstigeren Konditionen finanziert werden, die den Nachhaltigkeitskriterien 

entsprechen, z.B. Ställe der Haltungstufen 3 und 4, und schlechtere Konditionen für 

Investitionen, die den Kriterien nicht entsprechen. 

 

Weil wir keinerlei Vertrauen in Landwirtschaftsminister Özdemir haben, hier mäßigend 

auf die EU-Kommission einzuwirken, hatten wir Vertreter des Deutschen 

Bauernverbandes, des Bundesverbandes Deutscher Banken, der Deutschen Kreditbank 

(DKB), des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes und des Deutschen 

Raiffeisenverbandes zusammen mit unseren Fraktionskollegen aus den Bereichen 

Landwirtschaft und Finanzen an einen Tisch gebeten, um zu erfahren, wie sich die drei 

Akteure Landwirtschaft, Agrarhandel und Kreditwirtschaft auf die EU-Sustainable-

Finance-Agenda heute schon einstellen. Gemeinsam erörterten wir dann, welche 

Herausforderungen und Chancen diese Entwicklung für den Agrarbereich bereithält. 

 

Dr. Hermann-Josef Tebroke und ich danken für diesen offenen, eindringlichen und sehr 

sachlichen Austausch zu einem komplexen Verfahren, dessen Ziele auch wir 

grundsätzlich begrüßen. Aber es gilt, die Zeit zu nutzen und der vorauseilenden Ignoranz 

grüner Ideologie zuvor zu kommen. Wir werden die Erkenntnisse aus diesem Fachgespräch 

in die parlamentarischen Beratungen einbringen.                                                              zurück 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
  

Vieleskönner Nutzhanf 
Begegnung mit einer Pionierbranche 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

Pioniere der Industriehanf-Szene im Bundestag 

Wenn man eine junge Powerbranche erleben möchte, sollte man mit den Pionieren der 

Industriehanf-Szene sprechen. Das war mir anlässlich eines Parlamentarischen 

Informationsabends im Bundestag vergönnt. Der Branchenverband Cannabiswirtschaft 

(BvCW) hatte MdBs und Vertreter der Ministerien zu einem Infoabend eingeladen, für 

den ich gern die Schirmherrschaft übernommen habe.  

 

Wunderpflanze Nutzhanf 

Die Begeisterung der Branche für die „Wunderpflanze“ Nutzhanf war mitreißend: Als CO2 

Binder und klimaresistente Ölpflanze, als technische Superfaser, als CO2 neutraler 

Baustoff, als wasserschonender Ersatz für Papier und Stoffe, als Powerfood und 

Medizinalprodukt ist Nutzhanf der Superstar der ökologischen Wende.  

 

Die Landwirtschaft von morgen steht vor der Herausforderung, nachhaltige Alternativen 

zu finden. Nutzhanf kann da ein wichtiger Part zufallen. Auch auf dem Hanftag auf Haus 

Düsse im August wurde das schon sehr eindrucksvoll demonstriert. 

 

Dieser Abend bot nun die Gelegenheit, einen umfassenden Überblick über die Nutzungs-

möglichkeiten von Industriehanf zu erhalten, die Wettbewerbssituation in diesem Bereich 

zu analysieren und politische Maßnahmen zu diskutieren, die die Entwicklung dieser 

Branche in Deutschland fördern können. 

 

Eine Marktförderung durch die Politik braucht Nutzhanf nicht. Die Politik muss aber dafür 
sorgen, dass Anbau und Verarbeitung in Deutschland keine Fesseln angelegt werden, 
sondern genau so möglich sind wie in den anderen Ländern der EU, z.B. in Frankreich, 
den Niederlanden und Italien.                                                                                      zurück 

H für Hanf 

 

Buch aus Nutzhanf der Künstlerin und Autorin 

Maren Krings 

 

 



 
  

 
Arzneimittelversorgung sichern, Versorgungssicherheit auf 
dem Lande gewährleisten 
Diese Protestdemo hatte meine Unterstützung 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auch Teams aus dem Kreis Soest waren mit dabei. Hier das Team um Hermann-Josef Brinkmann 

von der Adler-Apotheke in Erwitte. 

 

Gern wäre ich der Einladung der Apotheker aus dem Kreis Soest gefolgt 

Der Protest der Apotheken – und Hausärzteteams am 15. November in Dortmund hatte 

meine volle Unterstützung. Ich wäre der Einladung der Apotheker aus dem Kreis Soest 

gern gefolgt und mitmarschiert. Aber mein Platz war in dieser Woche im Bundestag.  

 

Hier haben wir zeitgleich einen Antrag eingebracht, der die Forderungen der Apotheken 

aufgreift und Maßnahmen einfordert, die die Arzneimittelversorgung sicherstellen und 

die Versorgungssicherheit gewährleisten. 

 

Der Protest richtet sich gegen 

• Anhaltende Lieferengpässe  

• akuten Personalmangel  

• eine trotz Inflation und Lohnsteigerung stagnierende Vergütung  

 

Wohnortnahe Arzneimittelversorgung im ländlichen Raum gefährdet 

Das treibt auch im Kreis Soest Apotheken zur Aufgabe. Die Folge: Die wohnortnahe Arz-

neimittelversorgung ist gefährdet. Gerade im ländlichen Raum! Die Gesundheitspolitik 

von Karl Lauterbach geht vollkommen in die falsche Richtung. Dagegen richtet sich der 

Antrag, den die CDU/CSU-Bundestagfraktion beinahe zeitgleich in den Bundestag einge-

bracht hat. 

 

 

 



 
  

 

 

 

 

 

 

 

 
Der Protestzug der Apotheker und Hausärzte vom Dortmunder U über die B1 zum Westfa-

lenstadion 

  
Zurück zur Übersicht 

 
Master of Cheese in der Schweizer Botschaft 
Vom Käse zur Weidetierhaltung, von der Weidetierhaltung zum Wolf 
 

 
 
 
 
 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Käse: Massenware oder Naturprodukt?  

Diese Frage haben die Schweizer an diesem Abend klar beantwortet: Naturprodukt. 

 

Ein Traum von Landwirtschaft  

Auf Einladung der Botschafterin Livia Leu in die Schweizer Botschaft durfte ich einen 

Traum von Landwirtschaft in ihrer reinsten Form erleben: Eine lupenreine 

Produktionskette, die mit dem Bschüttiloch (Jauchegrube) beginnt. Der MASTER OF 

CHEESE, Käsemeister Willi Schmid, stellte uns die Philosophie seiner Käserei vor, ein 

hochkomplexer Kreislauf von artenreichen Wiesen (hier kommt die Gülle ins Spiel!) und 



 
  

glücklichen Kühen, Büffeln, Schafen und Ziegen. Wenn alles stimmt, gibt die Kuh eine 

Rohmilch mit einzigartigem Geschmack und perfektem Fettgehalt. Willi-Schmid Käse 

gehört heute zu den besten der Welt. 

 

Auch die Schweiz befasst sich mit der Frage, wie sie die hochwertigen Produkte der 

heimischen Landwirtschaft vor billiger Importware schützt. Hier hilft die schweizer 

Mentalität: „Wir Schweizer lieben unsere heimischen Produkte und kaufen eher regional“, 

bestätigte mir Botschafterin Leu. 

 

Wie die Schweiz ihre Weidetiere vor dem Wolf schützt, ist ein anderes komplexes Thema, 

das wir an diesem Abend angesprochen haben. 

zurück 

 

 
Dialog mit Agrardiplomaten aus den USA 
Transatlantic Agriculture Dialogue Tour über das Aspen Institute 
Germany 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit Dr. Mildner vom Aspen Institute (li) und Landwirtinnen aus Illinois 

 

Zu einem besonderen Treffen lud das Aspen Institute Berlin unter Leitung der Direktorin 

Dr. Stormy-Annika Mildner. Landwirtinnen und Landwirte aus den USA trafen sich mit 

Vertretern des Landesbauernverbands Brandenburg. Es ging um die Erfahrungen in den 

USA mit Precision Farming und klimagerechter Landwirtschaft.  

 



 
  

In einem Vortrag stellte ich die Ziele der Landwirtschaftspolitik in Deutschland und der 

EU vor. Das Farming in den USA ist pragmatischer und weniger reguliert als bei uns. Die 

Ziele sind weitgehend dieselben. 
                zurück 
 
 
 
 
Kreisschützen Arnsberg im Deutschen Bundestag 
Das konnte sich sehen lassen! 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Die Kreisschützen Arnsberg machten Staat in Berlin 

Glanzvoller Besuch gleich aus zwei heimischen Wahlkreisen: Schützen des Kreisschützen-

bunds Arnsberg hatten sich bei Friedrich Merz und mir angemeldet und ich hatte die 

Freude, unter der Kuppel des Reichstags mit den amtierenden Regenten drei Warsteiner 

begrüßen zu können: Kreisschützenkönig Markus Schlüter mit Königin Christiane, 

Kreisjungschützenkönig Dominik Drath und den stellv. Kreisoberst Ernst Adams. Mit 

ihnen hatte die Niederbergheimer St- Johannes- Schützenbruderschaft beim diejährigen 

Vogelschießen gleich einen Doppelerfolg gelandet. 

 

Wir hatten Gelegenheit zu einem ausführlichen Gespräch gemeinsam mit Friedrich Merz  

und dem anchließenden Fototermin bei Berliner Kaiserwetter. 

zurück 



 
  

Gelbes Band der Solidarität und Wertschätzung 
Weihnachtbotschaft aus dem Bundestag an unsere Soldatinnen und 
Soldaten im Auslandseinsatz 
 

 
 
Unter Gefährdung von Leib und Leben leisten unsere Soldaten und Soldatinnen ihren 

Dienst für das Wohl unseres Landes. Der Deutsche Bundeswehrverband, hier vertreten 

durch Oberstleutnant Marcel Bohnert, und die Evangelische und Katholische 

Arbeitsgemeinschaft für Soldatenbetreuung legen jedes Jahr lange gelbe Bänder im 

Bundestag aus. Hier können wir unsere Anerkennung und unseren Respekt in einer 

Grußbotschaft niederschreiben. Als gemeinsamer  Weihnachtsgruß aus dem Deutschen 

Bundestag gehen die gelben Bänder an die Soldatinnen und Soldaten, die Weihnachten 

nicht bei ihren Familien sein können, sondern im Auslandseinsatz Dienst tun. 

 

Als ehemaliger Zeitsoldat und Bundestagsabgeordneter habe ich die Bundeswehr immer 

unterstützt. Aus voller Überzeugung habe ich dem 100-Milliarden Sondervermögen meine 

Stimme gegeben. Mit der CDU/CSU setze ich mich für eine weitere Erhöhung des 

Verteidigungsetats ein und mit der Gelben Schleife am Revers zeige ich gern meine 

Verbundenheit mit unseren Soldatinnen und Soldaten. 

 

 
zurück 

 
 



 
  

 

 

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden                                             
____________________________________ 

 

I Kernbotschaften der Plenarwoche im November 

Im Zentrum dieser Sitzungswoche steht die Haushaltspolitik. 

Auch wenn die förmlichen Beratungen zum Bundeshaushalt 2024 für diese Woche auf unse-

ren Druck hin von der Tagesordnung abgesetzt wurden, steht diese Sitzungswoche dennoch 

ganz im Zeichen der Haushaltspolitik.  

In dieser Woche wird der Bundeskanzler eine Regierungserklärung abgeben. Wir hatten ihn 

hierzu in der vergangenen Woche schriftlich aufgefordert. Unsere Erwartung ist eindeutig: 

Klarheit und Wahrheit sind nicht nur die richtigen Grundsätze in der Haushaltspolitik, son-

dern ein guter Maßstab für jedwedes politisches Handeln. Daran werden wir den Bundeskanz-

ler messen. 

Das Kabinett hat zudem im Umlaufverfahren einen Nachtragshaushalt für das Haushaltsjahr 

2023 beschlossen. Diesen werden wir am Donnerstag im Haushaltsausschuss beraten und am 

Freitag im Plenum diskutieren. Als konstruktive Opposition werden wir uns die Begründung 

der Bundesregierung für die – rückwirkende – Aussetzung der Schuldenbremse für 2023 ge-

wissenhaft anschauen. 

Das Karlsruher Urteil ist eine krachende Niederlage für die Ampel. Erstmalig hat das Bundes-

verfassungsgericht grundsätzlich über die Auslegung der Schuldenbremse geurteilt. Der 

Trickserei der Ampel, Notlagen-Mittel freihändig umzuwidmen und in Form von Sonderver-

mögen überjährige Selbstbedienungstöpfe einzurichten, wurde ein Ende bereitet. Das Karls-

ruher Urteil ist eine gute Nachricht für die Steuerzahler und für die Finanzstabilität der Bun-

desrepublik Deutschland.  

Der Einsatz für solide Haushalte gehört zum politischen Markenkern der Union. Die politi-

sche Bringschuld in dieser Situation bleibt jedoch dort, wo sie hingehört: bei der Bundesre-

gierung. Die Bundesregierung ist nun gefordert, einen Vorschlag zu unterbreiten, wie ein ver-

fassungskonformer Bundeshaushalt 2024 gestaltet werden kann.  

Aktuelle Stunde: „Wirtschafts-Wende jetzt – Vorfahrt für Freihandel vor Parteipolitik“. 

Die Grünen haben sich auf ihrem Parteitag gegen den Abschluss des EU-Mercosur-Abkom-

mens ausgesprochen. Diese Entscheidung ist sowohl inhaltlich falsch als auch politisch be-

fremdlich.  

Sie ist inhaltlich falsch, denn Handelspartnerschaften sind eine wichtige Grundlage für in-

tensiveren wirtschaftlichen Austausch, die Mehrung des Wohlstands und politischen und ge-

sellschaftlichen Dialog. Sie sind auch Kernelement zur Diversifizierung unserer Lieferketten 

https://www.facebook.com/hansjuergenthies
https://www.cdu.de/
https://hans-juergen-thies.de/


 
  

und zur Stärkung der Resilienz unserer Volkswirtschaft. Für Deutschland und Europa ist die 

Partnerschaft mit Demokratien in Lateinamerika auch geopolitisch bedeutsam. Nur in Zu-

sammenarbeit mit Wertepartnern wird der Erhalt der internationalen regelbasierten Ordnung 

und die Stärkung freiheitlich-demokratischer Gesellschaften in einer multipolaren Welt ge-

lingen können. 

Die Entscheidung der Grünen ist zudem politisch fragwürdig. Die Partei stellt den Bundes-

wirtschaftsminister und die Außenministerin – da läge es nahe, den wirtschaftspolitischen 

Schulterschluss mit unseren Partnern in der Welt zu suchen, damit Deutschland nicht den 

Anschluss verliert. Das Mercosur-Abkommen würde unsere Wirtschaft beleben und neue Ab-

satzmärkte für deutsche Unternehmen erschließen. Die Bundesminister Habeck und 

Baerbock konnten sich dennoch nicht gegen die ideologischen Vorbehalte ihrer Partei durch-

setzen. Schlecht für Deutschland, schlecht für unsere Wirtschaft und schlecht für unsere Ar-

beitsplätze. 

Friedrich Merz, Fraktionsvorsitzender CDU/CSU         

                                                                                                                    zurück zur Übersicht 

 

 

II Oktober 2023 im Parlament 
______________________________________ 

 

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

In dieser Woche debattieren wir die Antwort der Bundesregierung zu unserer Großen Antrage 
Weiteres Vorgehen der Bundesregierung hinsichtlich des Wissenschaftszeitvertrags-
gesetzes. Das Wissenschaftszeitvertragsgesetz (WissZeitVG) bildet seit seinem Inkrafttreten 
im Jahr 2007 die Rechtsgrundlage für befristete Arbeitsverträge mit wissenschaftlichem und 
künstlerischem Personal an Hochschulen und Forschungseinrichtungen. Es ist ein Sonder-
befristungsrecht für die Wissenschaft. Im Koalitionsvertrag haben die Ampelparteien eine 
Novellierung des WissZeitVG angekündigt. Am 17. März 2023 hat das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (BMBF) dazu ein Eckpunktepapier veröffentlicht. Zwei Tage später 
wurden die vorgestellten Eckpunkte nach massiver Kritik aus der gesamten Breite der deut-
schen Wissenschaft zurückgezogen. Am 6. Juni 2023 hat das BMBF schließlich einen Referen-
tenentwurf zur Novellierung des WissZeitVG der Öffentlichkeit vorgestellt – der nicht in Ko-
alition abgestimmt wird. Ein Kabinettbeschluss liegt weiterhin nicht vor. Unsere Große An-
frage fasst hier nach und hinterfragt, ob die Novellierung des WissZeitVG weiterhin ein ge-
meinsames Koalitionsvorhaben darstellt und falls ja, wie das weitere Verfahren ablaufen soll. 

Wirtschaftsstandort Deutschland stärken, Wirtschaft unterstützen – Abbau überflüs-

siger und belastender Bürokratie. Der Normenkontrollrat hat festgestellt: Die deutsche 

Wirtschaft sieht sich mit weiter steigenden Belastungen durch Bürokratie gegenüber. Der so-

genannte Erfüllungsaufwand ist im Zeitraum 2021/22 von rund 6,7 auf etwa 17,4 Milliarden 

Euro angestiegen (Jahresbericht 2022, Seite 4). Dieser Anstieg für unsere Unternehmen fällt 

deutlich höher aus als in den Jahren zuvor. Eine Steigerung verbleibt selbst noch nach Abzug 



 
  

der durch die Mindestlohnentwicklung verursachten Mehrkosten. Überbordende Dokumen-

tations-, Melde- und Aufbewahrungspflichten, lange Verfahrensdauern sowie Vollzugs- und 

Umsetzungsprobleme in Behörden belasten unsere Wirtschaft. Dies betrifft alle Bereiche, 

vom Selbstständigen bis hin zu großen Unternehmen. Das schadet dem Wirtschaftsstandort 

Deutschland und kostet Unternehmen unnötig Geld, Zeit, Nerven und Personal. Mit unserem 

Antrag fordern wir deshalb: In diesem Jahrzehnt müssen wir es schaffen, dass sich die Wirt-

schaft mehr auf ihr Kerngeschäft konzentrieren, neue Ideen umsetzen und Arbeitsplätze si-

chern kann. Behördenkommunikation und das Ausfüllen von Formularen dürfen nicht Über-

hand nehmen. Der Bürokratieabbau ist und bleibt eine Daueraufgabe. Er kostet wenig, kann 

erhebliche Erleichterungen bringen und wirkt wie ein Konjunkturprogramm. Richtig ge-

macht, kann er gerade in Krisenzeiten einen Beitrag zur Entfesselung der deutschen Wirt-

schaft und damit zu neuem Wirtschaftswachstum sowie für mehr Klimaschutz leisten.  

                                                                                                                                                                                zurück 

Einsetzung einer Kommission zur Überprüfung der Wirtschafts- und Sicherheitsbezie-

hungen zwischen Deutschland und China. Mit unserem Antrag, den wir in dieser Woche 

erstmalig beraten, fordern wir: Der Deutsche Bundestag setzt eine „Kommission zur Überprü-

fung der sicherheitsrelevanten Wirtschaftsbeziehungen zwischen Deutschland und China“ 

ein. Damit wollen wir eine umfassende Prüfung einleiten, wie angesichts eines sich ändern-

den handels- und geopolitischen Umfelds und trotz eines globalen Wettbewerbs die Sicher-

heit und Verlässlichkeit unserer Wertschöpfungsketten, unserer Energie- und Rohstoffim-

porte im Rahmen der nationalen und europäischen Sicherheit verbessert werden können. 

Ziel der Kommission soll die rechtliche, ökonomische und politische Prüfung eines entspre-

chenden Handlungsbedarfes zu Anpassungen etwa im Außenwirtschaftsrecht sein. Die Kom-

mission soll darauf aufbauend Handlungsoptionen möglichst im Konsens formulieren, die 

gegebenenfalls in förmliche Gesetzgebungsverfahren eingebracht werden. 

Die Auswirkungen der Corona-Krise sowie die Folgen des russischen Angriffskriegs gegen die 

Ukraine haben vielen Menschen vor Augen geführt, dass eine ausreichende Versorgung mit 

vielfältigen Lebensmitteln nicht selbstverständlich ist. Deutlich wurde auch, wie wichtig es 

ist, sich nicht in eine komplette Abhängigkeit zu einzelnen Drittstaaten zu begeben. Vielmehr 

gilt es dafür zu sorgen, dass Deutschland und die Europäische Union sich so weit wie irgend 

möglich selbständig mit Nahrungsmitteln versorgen beziehungsweise auf vielfältige Liefer-

ketten und Handelspartner setzen können. Dies gilt es bei allen relevanten politischen Ent-

scheidungen sicherzustellen. Mit unserem Antrag Nahrungsmittelversorgung sicherstel-

len – Selbstversorgungsgrad in Deutschland und Europa erhalten machen wir konkrete 

Vorschläge, wie wir die Ernährungssicherheit in Deutschland stärken können. 

Mit unserem Antrag Elementarschadenversicherung fit für die Zukunft machen stellen 

wir fest: Die Auswirkungen des Klimawandels sind inzwischen auch in Deutschland spürbar. 

Die Groß- und Kleinschadenereignisse, die sich auf Klima- und Wetterveränderungen zu-

rückführen lassen, nehmen stetig zu. Dabei stellen insbesondere die zunehmende Zahl an 

Starkregenereignisse ein großes Problem dar. Die bei Elementarschadenereignissen auftre-

tenden Schäden sind für die Eigentümerinnen und Eigentümer zunehmend von existenziel-

ler Bedeutung und können schnell in die Hunderttausende Euro gehen. Die einfache Wohn-

gebäudeversicherung leistet in der Regel nicht bei Überschwemmung und Starkregen, son-

dern lediglich bei Feuer, Blitzschlag, Sturm und Hagel. Für den Schutz gegen Überschwem-

mung und Starkregen bedarf es einer Elementarschadenversicherung, die im Rahmen der 



 
  

Wohngebäudeversicherung gegen eine Zusatzprämie angeboten wird. Lediglich etwa 50 Pro-

zent der circa 8,5 Mio. Wohngebäudeversicherungen in Deutschland besitzen eine Elemen-

tarschadenabsicherung. Eine Ursache hierfür ist, dass sich viele Eigentümerinnen und Eigen-

tümer in der Sicherheit wiegen, dass auch bei zukünftigen katastrophalen Schadensereignis-

sen für nicht versicherte Wohngebäude aus Billigkeitserwägungen staatliche Hilfen gezahlt 

würden. Mit unserem Antrag fordern wir deshalb eine gesetzliche Regelung, dass im Neuge-

schäft die Wohngebäudeversicherung nur noch mit einer Elementarschadenabsicherung an-

geboten wird, die nach Belehrung über die Konsequenzen abgewählt werden kann (Opt-Out). 

Im Bestandsgeschäft sollen sämtliche Wohngebäudeversicherungen zu einem Stichtag um 

eine Elementarschadenversicherung erweitert werden, die innerhalb einer gewissen Frist 

nach Belehrung über die Konsequenzen gleichfalls abgewählt werden kann.                   zurück 

Versorgung von Menschen in psychischen Krisen und mit psychischen Erkrankungen 

stärken. Viele Erwachsene sowie Kinder und Jugendliche erkranken im Laufe ihres Lebens 

an einer psychischen oder psychiatrischen Krankheit. Die Corona-Pandemie hat dies noch-

mal verstärkt – auch Jahre nach Beginn der Pandemie zeigen sich weiterhin deutliche Hin-

weise auf anhaltenden psychosomatischen Stress. Eine frühzeitige Diagnostik und Versor-

gung von Menschen mit psychischen Erkrankungen ist zentral, um diese Herausforderungen 

zu meistern. Auch im Hinblick auf die vom Bundestag beschlossene notwendige Stärkung der 

Suizidprävention, ist es wichtig, Wege aus Krisen aufzuzeigen. Unser Antrag enthält vor die-

sem Hintergrund ein umfassendes Bündel an Maßnahmen, um die Versorgung von psychisch 

Kranken zu verbessern und insbesondere eine bedarfsgerechte, wohnortnahe Versorgung 

qualitätsgerecht – ambulant, stationär und sektorenübergreifend – sicherzustellen sowie auf-

tretende Wartezeiten zu reduzieren. 

Der Bundesminister für Digitales und Verkehr muss sein Versprechen einlösen – Kein 

Verbot des klimaneutralen Verbrennungsmotors. In der Europäischen Union (EU) dürfen 

ab dem Jahr 2035 nur noch Pkw und leichte Nutzfahrzeuge neu zugelassen werden, die nicht 

mit Benzin oder Diesel fahren und die kein CO₂ ausstoßen. Darüber hinaus ist zwischen der 

EU und Deutschland vereinbart, bis Herbst 2024 eine neue Fahrzeugkategorie namens „E-

Fuels only“ zu schaffen, im Rahmen derer Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor, die aus-

schließlich mit klimafreundlichen Kraftstoffen betrieben werden können, auch über 2035 

hinaus weiter neu zugelassen werden können. Bundesverkehrsminister Dr. Volker Wissing 

MdB hat öffentlich bekannt gegeben, dass als Ergebnis der Verhandlungen auf europäischer 

Ebene die Zukunft des Verbrennungsmotors auch über 2035 hinaus gesichert wurde. Er re-

klamiert dies als großen, eigenen Verhandlungserfolg von immenser Bedeutung für die deut-

schen Verbraucher sowie für die Automobil- und Zulieferindustrie. Gleichwohl gibt es keine 

rechtlich bindenden Vereinbarungen und keine belastbaren Garantien, dass eine entspre-

chende Regelung auf europäischer Ebene tatsächlich bis Herbst 2024 geschaffen wird. Mit 

unserem Antrag – den wir in dieser Woche erstmals beraten – bringen wir 11 Forderungen an 

die Bundesregierung vor. Dabei geht es vornehmlich um die verbindliche Regelung von Mög-

lichkeiten der Neuzulassung von ausschließlich mit klimafreundlichen Kraftstoffen betrie-

benen Fahrzeugen auch über das Jahr 2035 hinaus und bezahlbare Mobilität sowie Technolo-

gieoffenheit.  

Verschiebebahnhof Arbeitsagentur verhindern – Vermittlung stärken, statt Arbeitslo-

sigkeit verwalten. Arbeitsminister Heil wollte die Betreuung von unter 25-jährigen Langzeit-

arbeitslosen in den Arbeitsagenturen durchführen lassen. So sollten 900 Mio. Euro/Jahr aus 



 
  

der Steuerkasse eingespart werden. Die Kosten sollten stattdessen die Beitragszahler der Ar-

beitslosenversicherung zahlen. Die Pläne des Ministers sind wegen des öffentlichen Protests 

gescheitert. Doch Minister Heil will die Pläne dem Grunde nach beibehalten: Nun sollen Wei-

terbildung und Reha Langzeitarbeitsloser ab 2025 im SGB III statt SGB II verwaltet werden. In 

unserem Antrag, den wir in dieser Woche erstmalig beraten, stellen wir fest: Eine fachliche 

Begründung der Pläne des Arbeitsministers gibt es nicht. Es sind Verschlechterungen für die 

Betroffenen zu erwarten, durch neue Schnittstellen und eine Vielzahl von Ansprechpartnern. 

Wir kritisieren zudem die Mittelkürzungen im Eingliederungs- und Verwaltungstitel der Job-

center. Für die Vermittlung in Arbeit stehen 700 Mio. Euro weniger zur Verfügung als im Vor-

jahr. Es steht zu befürchten, dass sich die Vermittlung in Arbeit spürbar verschlechtern wird.

                         zurück 

Den Fortbestand des Deutschen Weinbaus schützen – Pflanzenschutzmittelreduktion 

und Weinbau in Deutschland zukunftssicher vereinbaren. Derzeit finden auf EU-Ebene 

die Verhandlungen zur Maßnahmenverordnung „Sustainable Use Regulation“ (SUR) statt. Da-

bei geht es um die Regulierung der Verwendung von chemischen Pflanzenschutzmitteln. Wir 

sprechen uns gegen ein Totalverbot von zugelassenen chemischen Pflanzenschutzmitteln in 

sensiblen Gebieten, wie z.B. Natur-, Vogel- und Wasserschutzgebieten, aus. Zudem treten wir 

für eine bürokratiearme Umsetzung der SUR in der Praxis ein, damit zusätzliche Dokumenta-

tionspflichten und Risiken im Datenschutz vermieden werden. Dies betrifft insbesondere die 

Winzerinnen und Winzer. Vor dem Hintergrund der erwartbaren weitreichenden Folgen des 

SUR-Verordnungsentwurfs für den deutschen Weinbau fordern wir in unserem Antrag, dass 

die berechtigten Interessen des Weinbaus bei der weiteren Ausgestaltung des SUR-Verord-

nungsentwurfs angemessene Berücksichtigung finden. 

Handlungsfähigkeit der Strafverfolgungsbehörden sichern – Entscheidung des BMI be-

züglich der polizeilichen Analyse-Software „Bundes-VeRA“ revidieren. Ein wichtiges 

Ziel der Modernisierung der polizeilichen IT-Infrastruktur besteht darin, dass polizeiliche In-

formationen zukünftig leichter als bisher zwischen den Polizeibehörden des Bundes und der 

Länder ausgetauscht werden können. Ein verbesserter polizeilicher Informationsaustausch 

stand auch im Mittelpunkt der Bemühungen des BMI, eine „verfahrensübergreifende Recher-

che- und Analyseplattform“ (VeRA) auf Bundesebene einzuführen. „VeRA“ wird ihn ähnlicher 

Form bereits von den Polizeien der Länder Hessen und Nordrhein-Westfalen genutzt. Die 

Software „Bundes-VeRA“ sollte dazu beitragen, die Analysefähigkeit der Polizeibehörden von 

Bund und Ländern zu verbessern, um schwere und organisierte Kriminalität zu bekämpfen. 

Mit der Analyseplattform können verschiedene Polizei-Datenbanken gleichzeitig durchsucht 

werden und in Ermittlungsverfahren Querverbindungen sichtbar gemacht werden. In Hessen 

und NRW konnten bereits mehrere beachtliche Ermittlungserfolge erzielt werden. Dessen 

ungeachtet entschied Bundesinnenministerin Nancy Faeser Anfang Juli 2023, dem Bundes-

kriminalamt sowie der Bundespolizei die Einführung der Analyse-Plattform „Bundes-VeRA“ 

zu untersagen. Stattdessen wolle man nun ein polizeiliches Analysetool „in eigener digitaler 

Kompetenz“ entwickeln. Wann dieses einsatzbereit sein würde, sagte das BMI jedoch nicht. 

Mit unserem Antrag stellen wir fest: Mehr denn je bedarf es handlungsfähiger und nach dem 

Stand der Technik ausgestatteter Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden. Ein effektiver 

Informationsaustausch zwischen den Sicherheitsbehörden von Bund und Ländern ist dafür 

zwingend. Die Strafverfolgungsbehörden brauchen insbesondere bei der Bekämpfung schwe-

rer Kriminalität, wie der Abwehr von Terrorismus, sexuellem Kindesmissbrauch oder der Be-

kämpfung der Organisierten Kriminalität, die dringend benötigten Analysetools. 



 
  

  Zurück zur Übersicht 

 

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

Gesetz zur Verbesserung der Rückführung (Rückführungsverbesserungsgesetz). Mit 

dem Entwurf – den wir in dieser Woche in erster Lesung beraten – legt die Bundesregierung 

eine Sammlung von Einzelmaßnahmen zur besseren Umsetzung von Rückführungen vor. So 

soll u.a. die Höchstdauer des Ausreisegewahrsams soll im Einklang mit dem verfassungs- und 

europarechtlichen Rahmen von derzeit zehn auf 28 Tage verlängert werden. Damit erhalten 

die Behörden mehr Zeit, eine Abschiebung vorzubereiten. Diese Maßnahme wurde bereits im 

Mai auf der Ministerpräsidentenkonferenz beschlossen, erst jetzt – ein halbes Jahr später – 

beginnt das parlamentarische Gesetzgebungsverfahren. Die Änderung ist nicht falsch, die 

quantitativen Auswirkungen auf Rückführungen dürften allerdings gering sein. Eine weitere 

Maßnahme: Bei Personen, die wegen eines Schleusungsdelikts mindestens zu einem Jahr 

Freiheitsstrafe verurteilt wurden, wiegt das Ausweisungsinteresse künftig besonders schwer, 

was eine Abschiebung erleichtert. Auch soll die Ausweisung von Mitgliedern krimineller Ver-

einigungen erleichtert und unabhängig von einer individuellen strafgerichtlichen Verurtei-

lung möglich werden. Auch das ist grundsätzlich positiv, allerdings muss diese Regel erst 

noch den Praxistest bestehen. Eine Abschiebung soll bei Ausreisepflichtigen in Haft nicht 

mehr angekündigt werden. Ebenso soll die einmonatige Ankündigungspflicht für Abschie-

bungen, denen eine mindestens einjährige Duldung vorausging, gestrichen werden. Ausnah-

men gelten für Familien mit Kindern unter 12 Jahren. Auch das ist eine notwendige und rich-

tige Regelung. Daneben plant die Ampel eine Sammlung weiterer kleiner Einzelmaßnahmen, 

die auch zusammengenommen absehbar nur geringe Auswirkungen auf die Durchführung 

von Rückführungen haben werden. Die Komplexität des Aufenthalts- und Rückführungs-

rechts wird durch zusätzliche Sonderregelungen sogar noch verschärft.  

In erster Lesung beraten wir den Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Moderni-
sierung des Staatsangehörigkeitsrechts. Im Kern will die Koalition die Anforderungen zur 
Erlangung der deutschen Staatsbürgerschaft deutlich absenken. Dies betrifft insbesondere: 
Verkürzung der Mindestaufenthaltszeit bis zur Antragstellung auf die deutsche Staatsbürger-
schaft auf in der Regel 5 Jahre (bisher 8). Bei „besonderen Integrationsleistungen“ soll sich der 
Zeitraum auf 3 Jahre verkürzen (bisher 6). Zudem soll eine allgemeine Härtefallregelung ein-
geführt werden: Wenn „trotz ernsthafter und nachhaltiger Bemühungen“ der Erwerb ausrei-
chender Sprachkenntnisse „nicht möglich oder dauerhaft wesentlich erschwert“ ist, dann 
wird auf schriftliche Deutschkenntnisse und den Einbürgerungstest verzichtet. Das bisher 
geltende Erfordernis der „Einordnung in die deutschen Lebensverhältnisse“ soll durch zwei 
definierte Ausschluss-Fälle ersetzt werden: Wenn der ausländische Staatsangehörige gleich-
zeitig mit mehreren Ehegatten verheiratet ist oder „durch sein Verhalten [zeigt], dass er die 
im Grundgesetz festgelegte Gleichberechtigung von Mann und Frau missachtet“. Darüber 
hinaus soll der Doppelpass generell zugelassen und die Optionspflicht abgeschafft werden. 
Auch bei den Anforderungen an die eigenständige Sicherung des Lebensunterhalts nimmt die 
Ampel Änderungen vor. Künftig soll gelten: Die betreffende Person muss zwar in Vollzeit er-
werbstätig sein und dies innerhalb der letzten 24 Monate mindestens 20 Monate lang gewe-
sen sein. Eine Aufstockung mit Sozialleistungen wird hier jedoch anerkannt – und zwar für 
den Einzubürgernden selbst wie auch für dessen Ehegatten/eingetragenen Lebenspartner, so-
fern eine familiäre Gemeinschaft mit einem minderjährigen Kind besteht. Für uns gilt aller-
dings: Die Einbürgerung ist Ergebnis und nicht Beginn gelungener Integration. Wir freuen 
uns, wenn Menschen mit ausländischer Staatsangehörigkeit nach gelungener Integration 



 
  

Deutsche werden möchten. Wir freuen uns, wenn sie auf diesem Wege ein klares Bekenntnis 
zu Deutschland abgeben. Der Gesetzentwurf der Ampel genügt diesem Anspruch – Einbürge-
rung als Ergebnis gelungener Integration – jedoch nicht. Besonders kritisch sehen wir die An-
passungen bei der Lebensunterhaltssicherung. Für uns muss gelten: Eine volle Aufnahme von 
Arbeit ohne Inanspruchnahme von Sozialleistungen muss auf dem Weg zur Staatsangehörig-
keit die Regel bleiben und darf nicht zur Ausnahme werden. 

Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
      

 

 
 
 
 
 

 

Bürgersprechstunde im Dezember 
 

 

Lippstadt 

Dienstag, 05.12,2023, um 16-18 Uhr 

CDU-Bürgerbüro, Brüderstraße 4, 59555 Lippstadt 

 

Soest 

Donnerstag, 07.12.2023, um 16-18 Uhr 

 CDU-Kreisgeschäftsstelle, Bahnhofstraße 2, 59494 Soest 

 

 

Ich möchte mich für Sie einsetzen und freue mich auf  

Ihren Anruf oder Ihren Besuch 

 

02923 – 980 80 50 

___________ 
                               

 

    

                                  
 
 

 
 

          

                   Impressum 
 

Bundestagsbüro Hans-Jürgen Thies 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 

Telefon: 030 227 79450  

Mail: hans-juergen.thies@bundestag.de 
                                                                                                                                zurück  

 
 

 
 


